
Wirtschaft

70 d e r  s p i e g e l 5 1 / 2 0 0 9

T
H

E
 T

R
A
V
E
L
 L

IB
R
A
R
Y
 /

 L
O

O
K

 (
O

.)
; 

S
IM

E
L
A
 P

A
N

T
Z
A
R
T
Z
I 

/
 D

P
A
 (

U
.)

S T A A T S F I N A N Z E N

Griechische Tragödie
In Berlin und Brüssel wachsen die Zweifel, dass das Euro-Mitglied Griechenland

seine Schuldenprobleme aus eigener Kraft lösen kann. 
Wenn nichts geschieht, droht dem Land die Insolvenz – mit unvorhersehbaren Folgen. 

Akropolis, gewalttätige Demonstranten in Athen am 7. Dezember: Unruhen wären nicht auszuschließen



Quelle: EU-Kommission
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D
rei Tage lang hatte Angela Merkel
geschwiegen, und drei Tage lang
waren die Kurse für Euro-Anleihen

aus Griechenland gefallen. Die Kanzlerin
wusste, dass sie etwas sagen musste, um
die Abwärtsspirale der Schuldtitel zu stop-
pen. Um jene tickende Zeitbombe zu ent-
schärfen, die Europa und den Euro ge-
fährdet: eine mögliche Pleite des Mit-
gliedslandes Griechenland.

Doch was immer sie sagen würde: Ganz
richtig würde es Merkel diesmal nicht ma-
chen können. Nur weniger falsch.

Die Spekulanten in den Handelsräumen
der Banken warteten auf ein Zeichen. Sie
wollten wissen, ob die EU-Mitglieder dem
Land an der Ägäis in seiner finanziellen
Not beistehen würden. Je länger diese war-
teten, desto tiefer sanken die Preise für
griechische Bonds. Und desto näher rück-
te der Staatsbankrott. 

Merkel glaubt nicht, dass Griechenland
seine Probleme ohne Hilfe aus Brüssel be-
wältigen kann – egal, ob der Stabilitäts-
und Wachstumspakt das verbietet oder
nicht. Das hat sie gegenüber Vertrauten im
Kanzleramt mehrfach betont.

Doch jede Zusage von Hilfen würde die
Bereitschaft der Griechen vermindern, ihr
überbordendes Defizit durch harte Schnit-
te selbst wieder in den Griff zu bekommen.
Und genau das will Merkel vermeiden.

Also versuchte sie einen Spagat: „Wir
tragen gemeinsame Verantwortung“, sagte
die deutsche Regierungschefin am vergan-
genen Donnerstag kurz vor dem Treffen
der EU-Staats- und Regierungschefs in
Brüssel, die sich ebenfalls mit der Finanz-
lage Griechenlands befassten. Wenn ein
Mitgliedsland Probleme habe, betreffe das
gleich alle. Es müsse daher diskutiert wer-
den, wie die Gemeinschaft in die Politik
von Ländern eingreifen könne, die hohe
Schuldenberge angehäuft hätten, fügte sie
dann hinzu.

Es war ein schwaches Signal, aber für
den Moment reichte es. Die Kurse der
griechischen Anleihen erholten sich leicht,
nachdem sie zu Beginn der Woche massiv
eingebrochen waren: Die Rating-Agentur
Standard & Poor’s hatte Griechenland am
vergangenen Montag einen negativen Aus-
blick erteilt, der Konkurrent Fitch tags dar-
auf die Kreditwürdigkeit des Landes er-
heblich abgewertet: von A- auf BBB+. Das
ist die schlechteste Bewertung, die ein
Euroland seit Einführung der Gemein-
schaftswährung je hatte.

Plötzlich war sie wieder da, die Angst
vor der Finanzkrise. Vor einer zweiten
Welle, die diesmal nicht die Banken trifft,
sondern Länder, die ihre Schulden nicht
zahlen können: Erst Dubai, dann Grie-
chenland, und dann? 

Nervosität machte sich breit, an den
Börsen, wo die Kurse fielen, in den Haupt-
städten der EU und beim Finanzminister-
treffen in Brüssel, in Frankfurt und sogar in
Washington, beim Internationalen Wäh-

rungsfonds (IWF). Überall stellte sich die
Frage: Was passiert, wenn ein Staat, ein
Mitglied der Europäischen Währungsunion
gar, pleitegeht? Kann, darf die EU das zu-
lassen?

Rausdrängen aus dem Euro – und damit
sich selbst überlassen – kann die EU Grie-
chenland jedenfalls nicht, obwohl es sich
1999 mit Hilfe gefälschter Etatzahlen in den
gemeinsamen Währungsraum geschum-
melt hatte, das stellte Bundesbankpräsi-
dent Axel Weber auf einer Vorstandssit-
zung der Notenbank schon mal klar. 

Wie besorgniserregend die Situation ist,
zeigt sich schon darin, dass sich der IWF
des Themas annimmt. Die Visite des für
Griechenland zuständigen Stabes in den
kommenden Wochen habe den Charakter
einer Sonderprüfung, heißt es im Berliner
Finanzministerium. 

Der IWF hat erhebliche Zweifel, ob das
von Griechenland für dieses Jahr von 6
auf 12,7 Prozent hochrevidierte Defizit

tatsächlich angemessen – oder ob es in
Wirklichkeit nicht noch weit größer ist. Re-
gierungsbeamte in Berlin und Notenban-
ker in Frankfurt teilen diese Ansicht, eini-
ge halten die Einstufung BBB+ für „gera-
dezu schmeichelhaft“. 

Nach den Maßstäben für Privatperso-
nen wäre Griechenland nämlich schon
heute zahlungsunfähig. Auch wenn es bis-
lang noch alle Anleihen bedient. Der
Grund sind die enormen Außenstände
staatlicher griechischer Stellen in der pri-
vaten Wirtschaft. Auf mehr als zehn Mil-
liarden Euro belaufen sich die Forderun-
gen, mehr als zwei Milliarden schulden die
Griechen allein deutschen Firmen. Die
Summen würden das griechische Defizit
noch mal steigen lassen.

„Für die meisten dieser Forderungen ha-
ben wir Rückstellungen gebildet“, sagt da-
gegen der griechische Finanzminister
Giorgos Papakonstantinou. Er verweist auf

die Anstrengungen der neuen Regierung
um Premierminister Georgios Papandreou,
das Defizit im nächsten Jahr zu verringern
und das Vertrauen der Finanzmärkte wie-
derzugewinnen (siehe Interview Seite 72). 

An Vertrauen in griechische Verspre-
chen fehlt es auch innerhalb der EU – zu
oft hatten die Griechen in der Vergangen-
heit Besserung versprochen. In Berlin und
Brüssel beschäftigen sich die Politiker des-
halb zunehmend mit der Frage, wie den
Griechen am Ende geholfen werden kann.

Das Ob scheint entschieden, schließlich
geht es um die Zukunft des Euro, vielleicht
sogar um die Zukunft Europas. Denn soll-
te die EU tatsächlich zusehen, wie ein Mit-
gliedsland zahlungsunfähig wird, droht ein
Flächenbrand: Längst hat Standard &
Poor’s auch Spanien auf die Liste der Län-
der gesetzt, denen eine Abwertung der
Bonität droht. Portugal, Italien und Irland
könnten ebenfalls in einen Sog aus fal-
lenden Anleihepreisen, höheren Zinsen,
teureren Schulden und somit höheren 
Defiziten geraten. Dazu kommt das mit
175 Milliarden Pfund völlig ausufernde
Haushaltsdefizit von Großbritannien – ei-
nem Kernland des Kontinents, auch wenn
dort nicht in Euro bezahlt wird.

Ein Land, das pleitegeht, könnte sich
Europa vielleicht noch leisten – so wie sich
die USA auch ein zahlungsunfähiges Kali-
fornien leisten konnten. Aber mehrere?
Dann würde eintreten, wovor Euro-Skep-
tiker von Anfang an gewarnt haben: Die
Europäische Gemeinschaftswährung wür-
de zerbrechen.

Und nicht nur sie: Wenn bislang als si-
cher geltende Staatsanleihen wertlos wer-
den, wanken auch wieder die Banken. Nur
dass es dann keine Staaten mehr gibt, die
stark genug sind, sie zu stützen.

Aber auch eine isolierte griechische
Pleite wäre schlimm genug – wirtschaft-
lich wie politisch. Schon jetzt gibt es in
Griechenland gewalttätige Demonstratio-
nen, politische Unruhen wären nicht aus-
zuschließen, wenn das Land im finanziel-
len Chaos versinkt.

Was also tun, um die griechische Tragö-
die zu verhindern? In der Bundesbank ha-
ben die Vorstände eine klare Meinung:
Sollte das Land pleitegehen, darf Europa
auf keinen Fall helfen. Der Stabilitäts- und
Wachstumspakt wäre sonst ein zeitge-
schichtliches Dokument, ohne jede Rele-
vanz für die Gegenwart oder gar Zukunft.
Wenn schon andere Staaten oder interna-
tionale Institutionen helfen müssen – dann
der IWF. Diese Art Hilfe ist schließlich eine
der Hauptaufgaben des Fonds.

Viele Staats- und Regierungschefs, dar-
unter Merkel, wollen den IWF jedoch
partout aus der Euro-Zone heraushalten.
Primär, weil sie der Ansicht ist, die Eu-
ropäer müssten ihre Währungsprobleme
allein lösen – sonst würde das Vertrauen in
den Euro geschwächt. Stattdessen plädiert
die Kanzlerin dafür, auf europäischer Ebe-
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SPIEGEL: Herr Minister, ist es fünf Minu-
ten vor zwölf für Griechenland, wie Ban-
ker sagen – oder schon fünf Minuten da-
nach?
Papakonstantinou: Wir sind in einer sehr
ernsten fiskalischen Situation, wir haben
Schulden mit einer gefährlichen Dynamik,
aber wir haben eine neue Regierung, die
das Problem klar erkennt. Mit unserem
Sparprogramm werden wir das Defizit im
kommenden Jahr um 3,6 Prozentpunkte
verringern. Außerdem werden wir große
Reformen im Öffentlichen Dienst einlei-
ten, um die Ausgaben zu kürzen, und wir
werden das Steuerrecht schärfen.
SPIEGEL: Brauchen Sie noch in diesem
Jahr frisches Geld?
Papakonstantinou: Unser Defizit ist gerin-
ger als das anderer Länder, beispielswei-
se Großbritanniens oder Irlands. Auch
unsere Gesamtverschuldung ist nicht die
höchste in der EU, auch wenn sie es, zu-
gegeben, im kommenden Jahr in etwa
sein wird. Aber wir haben einen Total-
verlust an Glaubwürdigkeit.
SPIEGEL: Wird dieser Glaubwürdigkeits-
verlust dazu führen, dass sie kein Geld
mehr an den Märkten bekommen?
Papakonstantinou: Die Zinsaufschläge ha-
ben sich erhöht. Aber dieser Trend wird
sich umkehren, wenn wir zeigen, dass wir
alles unternehmen, um die Finanzsitua-
tion zu bessern. Wir haben keinen aktu-
ellen Kreditbedarf.
SPIEGEL: Wann gehen Sie wieder an den
Kapitalmarkt?
Papakonstantinou: Wir werden Anfang Ja-
nuar eine neue Anleihe emittieren. Die
genaue Summe steht noch nicht fest.
SPIEGEL: Griechenland hat offene Rech-
nungen bei Unternehmen überall in Eu-
ropa. 
Papakonstantinou: Für die meisten dieser
Forderungen haben wir Rückstellungen
gebildet, und für die übrigen werden wir
einen Zeitplan für die Rückzahlung über
einen gewissen Zeitraum aufstellen. Das
ist keine Summe, mit der wir nicht um-
gehen könnten.
SPIEGEL: Privatpersonen in Ihrer Situation
wären bankrott.
Papakonstantinou: Ist Irland bankrott? Ist
Italien bankrott? Souveräne Staaten ha-
ben Kredit-Ratings, die das Ausfallrisiko
beinhalten. Wir sind EU-Mitglied, wir sind
Mitglied der Euro-Zone, wir akzeptieren
die Regeln. Aber das schützt uns nicht
vor Marktturbulenzen. Der exzessive Pes-

simismus der Märkte ist durch nichts ge-
rechtfertigt. Es gibt viele Experten, die
versichern: Griechenland ist derzeit über-
verkauft und ein gutes Investment.
SPIEGEL: Dennoch müssen Sie Ihre Glaub-
würdigkeit an den Märkten wieder her-
stellen. Wie wollen Sie das anstellen?
Papakonstantinou: Viele unserer Probleme
haben weniger mit den absoluten Zahlen
zu tun, als mit der Tatsache, dass uns nie-

mand glaubt, weil unsere Statistiken nicht
stimmten. Deswegen machen wir die zu-
ständige Behörde jetzt staatsunabhängig
– wie es die EU von unserer Vorgänger-
regierung fünf Jahre lang vergebens ge-
fordert hat. Darüber hinaus wird eine 
unabhängige Kommission unser Budget
regelmäßig unter die Lupe nehmen und
bewerten. Das werden wir noch vor
Weihnachten auf den Weg bringen. Was
die Glaubwürdigkeit unserer politischen
Prozesse angeht – da wird noch einige Zeit
vergehen müssen, ganz einfach, weil es
noch einige Wochen und Monate dauern
wird, bis die ersten Ergebnisse sichtbar
sind.
SPIEGEL: Sie wollen dennoch weiterhin an
den automatisch steigenden Löhnen der
Staatsdiener festhalten.
Papakonstantinou: Unser Hauptproblem
ist die Aufblähung des Staatsapparats –

und die haben wir gestoppt. Für jeden,
der in Rente ging, wurden zwei neue ein-
gestellt, über Jahre hinweg. Das haben
wir unterbunden. Mehr noch, wir bauen
Personal ab.
SPIEGEL: Reicht das, um Brüssel zufrie-
denzustellen?
Papakonstantinou: Die Kommission wür-
de gern einen größeren Schnitt se-
hen, das stimmt. Aber wir argumentie-

ren, dass unsere Kürzungen nachhaltig
sind. Es wäre ja kontraproduktiv, wenn
wir die Rezession weiter verschärfen 
würden.
SPIEGEL: Befürchten Sie, von Brüssel un-
ter Kuratel gestellt zu werden?
Papakonstantinou: Natürlich stehen wir
auf der Watchlist. Aber solange wir uns
an die Richtlinien halten, muss klar sein,
dass wir den politischen Weg in diesem
Land bestimmen. Strafandrohungen sind
da fehl am Platz.
SPIEGEL: Sie meinen die Länder, die damit
drohen, Ihnen die EU-Mittel für Infra-
strukturmaßnahmen zu streichen?
Papakonstantinou: Das ist keine offizielle
EU-Linie, das haben einzelne Länder,
zum Beispiel Deutschland, ins Gespräch
gebracht. Es zeigt den Frust, der dort
über uns herrscht. Aber wir wollen doch
nicht vergessen, dass wir über all die Jah-

„Strafandrohungen sind fehl am Platz“
Der griechische Finanzminister Giorgos Papakonstantinou über Verschuldung und Personalabbau

Politiker Papakonstantinou, Brennstoffzellen-U-Boot „Papanikolis“ in Kiel: „Totalverlust an
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ne ein ähnliches Instrumentarium zu eta-
blieren, wie es der IWF bereits hat. Das be-
deutet: Geld fließt nur im Gegenzug für
harte und weitreichende Auflagen. Die
Souveränität eines Staates wird dadurch
massiv eingeschränkt. So könnte es bei-
spielsweise sein, dass die Griechen einen
Haushaltskontrolleur akzeptieren müssten
– oder gezwungen werden, ihre Steuern
so zu erhöhen, dass eine vorgegebene
Summe an Mehreinnahmen erzielt wird.

Doch ob das reicht, ob nicht sogar die-
se Maßnahmen zu spät kommen, weiß der-
zeit niemand. Denn Griechenland steckt
bereits tief in der Schuld – nicht nur seiner
Anleihegläubiger, sondern vor allem auch
von ausländischen Konzernen.

Zum Beispiel bei der ThyssenKrupp-
Tochter HDW: Am 22. April 2004 taufte
Evangelia Vassiliki, eine Nachfahrin des
Freiheitskämpfers Dimitrios Papanikolis,
ein Hightech-U-Boot mit Brennstoffzellen-
Antrieb auf den Namen des Volkshelden.
Seither dümpelt das Schiff im Kieler Hafen
– es wurde nie bezahlt.

Mehr als 550 Millionen Euro schuldet
der griechische Staat dem ThyssenKrupp-
Konzern. Die Außenstände betreffen auch
drei weitere, in Griechenland gebaute U-
Boote gleichen Typs. Die Regierung in
Athen verweigert die Abnahme des Boots
in Kiel, die drei in Athen verankerten
Schiffe können, aufgrund fehlender staat-
licher Regularien, noch nicht einmal zu ei-
ner Probefahrt auslaufen.

Im Wirtschaftsministerium sind sich die
zuständigen Beamten sicher, dass es den
Griechen mit der Hinhaltetaktik um einen
Zahlentrick geht. Denn die Europäische
Union hat im März 2006 ihre Bilanzie-
rungsregeln konkretisiert. Ausgaben für
militärische Ausrüstung werden den Regu-
larien zufolge erst kassenwirksam, wenn
die technische Abnahme der Lieferung er-
folgt ist.

Solange die Griechen also die Abnahme
verweigern, können sie praktisch das ge-
samte Auftragsvolumen aus ihrer offiziel-
len Defizitstatistik heraushalten. Also nicht
nur die noch ausstehenden 550 Millionen
Euro, sondern auch die bereits finanzierten
und bezahlten 1,5 Milliarden Euro.

Auch bei Krauss-Maffei Wegmann sind
aus einem Auftrag für 170 „Leopard“-Pan-
zer noch knapp über 300 Millionen Euro
nicht bezahlt. Die Kriegsgeräte sind mitt-
lerweile allesamt geliefert, die technische
Abnahme aber steht bei einigen Dutzend
ebenfalls noch aus.

Ähnlich geht es „Eurocopter“. Bei der
Donauwörther EADS-Tochter hat die grie-
chische Armee 20 NH90-Hubschrauber be-
stellt, aber teilweise noch nicht bezahlt, die
Verhandlungen mit den Griechen laufen,
so das Unternehmen. Die Amerikaner hat-

* Mit seinem portugiesischen Kollegen José Sócrates (r.)
beim Treffen der EU-Regierungschefs am Donnerstag ver-
gangener Woche in Brüssel. 

ten ähnliche Probleme mit „Hercules“-
Flugzeugen und „Apache“-Hubschraubern.

Doch nicht nur im Rüstungsbereich blei-
ben ausländische Firmen auf ihren Forde-
rungen sitzen. Vor allem im Gesundheits-
bereich sind die Außenstände enorm. Der
europäische Dachverband der Pharma-
zeutischen Industrie hat seine Mitglieder
vor wenigen Wochen über die verheeren-
de Zahlungsmoral staatlicher griechischer
Stellen informiert. Demnach betrugen die
Außenstände Ende 2008 2,7 Milliarden
Euro, allein für Arzneimittel und Medika-
mente.

„Wir sind den Griechen hilflos ausgelie-
fert“, beklagt ein Berliner Pharmalobbyist,
„weil wir die Lieferungen nicht einfach ein-
stellen können. Da hängen Menschenle-
ben dran, das ist nicht wie bei Autos, wo
Sie sagen können: Wenn ihr nicht zahlt,
liefern wir eben nicht.“

Ganz ähnlich ist die Situation bei den
medizinischen Geräten. Hier schulden
staatliche griechische Stellen europäischen
Herstellern 5,2 Milliarden Euro. Und die
Zahlen werden immer größer. Im Phar-
mabereich beispielsweise liegen sie im
Jahr 2008 40 Prozent über denen des Vor-
jahres. 

Mittlerweile, so hat die EU eruiert, dau-
ert es durchschnittlich 165 Tage, bis der
griechische Staat seine Rechnungen be-
zahlt – Tendenz steigend. Die Europa-Ab-
geordnete Barbara Weiler (SPD) sieht das
mit großer Sorge. Sie ist Berichterstatterin
des Europäischen Parlaments für eine
Richtlinie zur Bekämpfung von Zahlungs-
verzug. „Die Griechen sind in dieser Hin-
sicht die Schlimmsten“, sagt sie. 

Die Bundesregierung ist über die Außen-
stände informiert. „Es kann doch nicht
sein, dass unsere Konzerne auf Staatskos-
ten Kurzarbeit fahren, weil die griechische
Regierung längst gelieferte Produkte nicht
bezahlt“, klagt ein hochrangiger Beamter
aus dem Wirtschaftsministerium.

Die Ministerialen sind sich deshalb einig:
Sollte es zu Hilfszahlungen an Griechen-
land kommen, müsste sichergestellt wer-
den, dass die Griechen ihre Schulden bei
deutschen Unternehmen begleichen.

Wolfgang Reuter
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re nach den Regeln gespielt haben und
dass wir versucht haben, ein verantwor-
tungsvolles Mitglied zu sein.
SPIEGEL: Sie haben ja auch immer Geld
von Brüssel bekommen …
Papakonstantinou: … das ist eine Sicht-
weise, die vielleicht von Ländern ak-
zeptabel ist, die nicht in der Euro-Zone
sind, aber nicht von den Mitgliedern.
Deutschland hat doch auch von Grie-
chenland profitiert, wir kaufen Ihre
Produkte.
SPIEGEL: Sie können auch den Internatio-
nalen Währungsfonds um Beistandskre-
dite bitten. Ist Ihnen das lieber?
Papakonstantinou: Dafür gibt es über-
haupt keinen Grund. Wir werden unsere

Probleme innerhalb der EU lösen und
nach deren Regeln.
SPIEGEL: Wäre es nicht besser für Grie-
chenland, Sie würden den Währungsclub
verlassen?
Papakonstantinou: Der Euro hat bei uns
zwar inflationäre Schübe ausgelöst – aber
insgesamt war er für uns von großem
Vorteil.
SPIEGEL: Viele in Europa wären im Ge-
genzug erleichtert, wenn Sie nicht Mit-
glied wären – oder nicht mehr.
Papakonstantinou: Ich höre diese Stim-
men auch. Sie reflektieren eine allgemei-
ne Unsicherheit mit der schwierigen wirt-
schaftlichen Lage in Europa. Der Euro ist
ein riesiges Experiment – und er muss
sich auch in Krisensituationen bewähren,
sonst ist das Experiment gescheitert.

Interview: Wolfgang Reuter, 

Hans-Jürgen Schlamp
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Regierungschef Papandreou (2. v. l.)*

Verlorenes Vertrauen wiedergewinnen
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Glaubwürdigkeit“


